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Erzielt eine Kapitalgesellschaft einen Verlust, werden die Körper-
schaftsteuer und der Gewerbesteuermessbetrag im Regelfall auf 
0 € festgesetzt. Zusätzlich ergehen Bescheide über die gesonderte 
Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags zur Körperschaft-
steuer und über die gesonderte Feststellung des vortragsfähigen 
Gewerbeverlusts.
Stellt sich heraus, dass die Höhe des Verlusts falsch ist, müssen 
der Körperschaftsteuer- bzw. Gewerbesteuermessbescheid ange-
fochten werden, obgleich es sich um sog. Nullbescheide handelt. 
Allein die Anfechtung der Verlustfeststellungsbescheide reicht 
nicht aus. Die Einkünfte sind im Feststellungsverfahren des verblei-
benden Verlustvortrags nicht eigenständig zu ermitteln. Vielmehr 
sind die Besteuerungsgrundlagen im Feststellungsverfahren so zu 
berücksichtigen, wie sie der letzten bestandskräftigen Festsetzung 
im Körperschaftsteuer- bzw. Gewerbesteuermessbescheid zu-
grunde liegen. Damit ist die Berücksichtigung des Verlusts im Kör-
perschaftsteuer- bzw. Gewerbesteuermessbescheid maßgeblich 
für eine mögliche Änderung der Verlustfeststellungsbescheide.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Aufwendungen eines Gesellschafters aus der Einzahlung in die 
Kapitalrücklage führen zu nachträglichen Anschaffungskosten 
auf die Beteiligung des Gesellschafters, wenn sie zur Vermeidung 
der Inanspruchnahme aus einer Bürgschaft geleistet wurden.
Nachträgliche Anschaffungskosten auf eine Beteiligung sind 
nur solche Aufwendungen des Gesellschafters, die nach han-
dels- und bilanzsteuerrechtlichen Grundsätzen zu einer offenen 
oder verdeckten Einlage in das Kapital der Gesellschaft führen. 
Darunter fallen u. a. auch handelsbilanzrechtliche Zuzahlungen, 
wie die freiwillige und ohne Gewährung von Vorzügen seitens der 
Kapitalgesellschaft erbrachte Einzahlung in die Kapitalrücklage.
Dabei spielt es keine Rolle, ob die zugeführten Mittel von der 
Gesellschaft dazu verwendet werden, eigene (betriebliche) Ver-
bindlichkeiten abzulösen. Die Verwendung der Mittel durch die 
Gesellschaft ist unerheblich, ebenso wie ein Rückgriffsanspruch 
des Gesellschafters gegen die Gesellschaft.
Der Bundesfinanzhof stellt heraus, dass dieses Vorgehen nicht 
den Wertungen des Gesellschaftsrechts widerspricht. Insbeson-
dere liegt kein Gestaltungsmissbrauch vor. Durch die Leistung 
weiterer Einzahlungen über die Stammeinlage hinaus ermöglicht 
es der Gesellschafter seiner Gesellschaft, wechselnde Kapitalbe-
dürfnisse durch Eigenkapital statt durch Fremdkapital zu decken.

Schüttet eine Kapitalgesellschaft Beträge aus dem steuerlichen 
Einlagekonto aus, muss sie keine Kapitalertragsteuer einbehalten 
und an das Finanzamt abführen. Die Gesellschaft muss die Aus-
schüttung aus dem steuerlichen Einlagekonto nach amtlichem 
Muster dem Anteilseigner bescheinigen. Liegt diese Steuerbe-
scheinigung nicht bis zum Tag der Bekanntgabe der erstmaligen 
Feststellung des steuerlichen Einlagekontos zum Schluss des 
Wirtschaftsjahrs, in dem die Ausschüttung erfolgt ist, vor, gilt der 
Betrag der Einlagenrückgewähr als mit 0 € bescheinigt.
Die Ausschüttung ist in der Folge steuerpflichtig, da sie als nicht 
aus dem steuerlichen Einlagekonto erfolgt gilt. Eine Korrektur 
ist ausgeschlossen. Diese gesetzlich angeordneten Rechtsfolgen 
sind verfassungsgemäß.    (Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Einspruch richtig einlegen
Feststellung von Verlusten

Das Finanzgericht RheinlandPfalz hat die Frage, ob der 
Verzicht des Gesellschafters einer Kapitalgesellschaft 
auf eine gegenüber der Gesellschaft bestehende Dar-
lehnsforderung zu einem Verlust aus Kapitalvermögen 
führt, dahingehend entschieden, dass ein steuerlich 
anzuerkennender Verlust nur insoweit vorliegt, als die 
Kapitalforderung nicht werthaltig ist. Soweit die For-
derung werthaltig ist, kommt es zu einer verdeckten 
Einlage in das Vermögen der Gesellschaft. Die verdeckte 
Einlage führt zu nachträglichen Anschaffungskosten auf 
die Beteiligung.

Der Verlust entsteht im Zeitpunkt des Verzichts und 
nicht erst in dem Zeitpunkt, in dem die Anteile an der 
Kapitalgesellschaft veräußert werden.

Hinweis: Der Referentenentwurf des „Gesetzes zur wei-
teren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ sieht 
Änderungen vor, die sich künftig auf die Berücksich-
tigung von Verlusten aus Kapitalvermögen auswirken 
könnten.

Verzicht auf Darlehen
Verlust aus Kapitalvermögen?

Gesellschaftereinlage
Nachträgliche Anschaffungskosten?

Ausschüttung der Kapitalrücklage
An Steuerbescheinigung denken!
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Eine von der Alleingesellschafterin gegenüber einer GmbH ab-
gegebene Rangrücktrittserklärung, wonach die Tilgung eines 
Darlehns auch aus dem freien Vermögen erfolgen kann, führt 
nicht zu einem Passivierungsverbot.
Die Alleingesellschafterin einer GmbH erklärte zur Abwendung 
der Überschuldung, mit ihren Forderungen hinter die Forderun-
gen aller anderen gegenwärtigen und zukünftigen Gläubiger in 
der Weise zurückzutreten, dass die Forderungen nur aus sonst 
entstehenden Jahresüberschüssen, einem Liquidationsüberschuss 
oder aus einem die sonstigen Verbindlichkeiten der Gesellschaft 
übersteigenden freien Vermögen zu bedienen seien. Das Finanz-
amt vertrat jedoch die Auffassung, dass nicht mit der Rückzahlung 
zu rechnen sei und löste die bestehenden Verbindlichkeiten 
abzüglich des freien Vermögens gewinnerhöhend auf.
Dem widersprach das Finanzgericht Münster. Die Verbind-
lichkeiten seien in voller Höhe zu passiveren, da der erklärte             
Rangrücktritt nicht die wirtschaftliche Belastung der Gesellschaft 
entfallen lasse. Dies liege darin begründet, dass die Forderungen 
der Alleingesellschafterin u. a. auch aus dem freien Vermögen zu 
bedienen seien. Dass die Gesellschaft aufgrund einer fehlenden 
operativen Geschäftstätigkeit aus der Sicht des Bilanzstichtags 
nicht in der Lage sein werde, freies Vermögen zu schaffen und 
eine tatsächliche Belastung des Schuldnervermögens nicht ein-
trete, da nach dem Rangrücktritt sukzessive Forderungsverzichte 
erklärt werden, ändere daran nichts.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Beiträge zu Versicherungen sind nur dann Werbungskosten bei 
den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, wenn sie durch den 
Beruf veranlasst sind. Soweit sie privat veranlasst sind, können sie 
i. d. R. als Sonderausgaben abgezogen werden Die Abgrenzung 
erfolgt danach, ob durch den Versicherungsabschluss berufliche 
oder private Risiken abgesichert werden sollen.
Prämien für einen Risikolebensversicherungsvertrag, der von 
einem Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft auf das Leben 
eines Mitgesellschafters abgeschlossen wird, sind nach einem 
Urteil des Finanzgerichts Nürnberg keine Werbungskosten. Auch 
dann nicht, wenn die Versicherungsleistung der Fortführung der 
Gesellschaft dienen soll oder die wirtschaftlichen Folgen eines 
Ausfalls des Mitgesellschafters abgesichert werden sollen. Dass 
der Abschluss der Risikolebensversicherung gesellschaftsrecht-
lich vorgeschrieben war, führt nach Auffassung des Gerichts zu 
keinem anderen Ergebnis.
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend ent-
scheiden.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine im Jahr der 
Veröffentlichung neuer „HeubeckRichttafeln“ gebildete Rück-
stellung für die im gleichen Jahr erteilte Pensionszusage nicht 
dazu führt, dass ein Unterschiedsbetrag entsteht, der auf drei 
Jahre verteilt werden muss. Grundsätzlich darf eine Pensions-
rückstellung für steuerliche Zwecke höchstens mit dem Teilwert 
angesetzt werden. Eine Erhöhung der Pensionsrückstellung ist 
höchstens um den Unterschied zwischen dem Teilwert der Pensi-
onsverpflichtung am Schluss des Wirtschaftsjahrs und am Schluss 
des vorangegangenen möglich. Beruht der Unterschiedsbetrag 
auf der erstmaligen Anwendung neuer oder geänderter bio-
metrischer Rechnungsgrundlagen, muss er auf mindestens drei 
Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt werden. Beim Übergang 
auf neue Richttafeln kann kein Unterschiedsbetrag in diesem 
Sinne entstehen und daher ist auch keine Verteilung auf drei 
Jahre notwendig.
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Passivierungsverbot?

Pensionsrückstellung
Anwendung neuer Richttafeln
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Risikolebensversicherung 
für Mitgesellschafter
Abzugsfähige Werbungskosten?

Ein im Handelsregister eingetragener Kaufmann erklärte in 
einer notariellen Urkunde die formwechselnde Umwandlung 
seines Einzelunternehmens in eine EinmannGmbH. Nach dem 
Gesellschaftsvertrag war er verpflichtet, sein Einzelunternehmen 
einschließlich Grundbesitz einzubringen. Er meinte, hinsichtlich 
des Grundstücks habe keine grunderwerbsteuerbare Vermö-
gensübertragung stattgefunden, weil er sein Einzelunternehmen 
formwechselnd nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes 
umgewandelt habe. Es dürfe daher keine Grunderwerbsteuer 
festgesetzt werden.
Der Bundesfinanzhof sah das anders, weil ein Einzelunternehmen 
nicht formwechselnd umgewandelt werden kann. Die Einbrin-
gung des Grundstücks war vielmehr gegen Gewährung von 
Gesellschaftsrechten erfolgt und unterlag somit als entgeltliches 
Rechtsgeschäft der Grunderwerbsteuer.
Hinweis: Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer ist 
in solchen Fällen der nach dem Bewertungsgesetz festgestellte 
Grundbesitzwert.
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Umwandlung in GmbH
Frage der Grunderwerbsteuer


